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Aufwind dank Gesetzesänderungen
Gewerbe-Treuhand-Chef BrunoKäch erklärt, was seit der Gründung des Luzerner
Wirtschaftsberatungsunternehmens vor 80 Jahren bis heute gleich geblieben ist.

MaurizioMinetti

80 Jahre sind seit derGründung
der Luzerner Gewerbe-Treu-
hand AG vergangen, aber eines
hat sich bis heute nicht geän-
dert:Der Staat sorgte durch sei-
neGesetzesänderungen immer
wieder für einen Umsatzschub.
So ist in einer Jubiläumsschrift
nachzulesen, dass die damalige
«gewerblicheBuchhaltungsstel-
le des Kantons Luzern» bereits
in der Anfangsphase allerhand
Beratungsaufwand für ihre
Kundschaft hatte, weil das Lu-
zerner Steuergesetz totalrevi-
diertwordenwar.Damitwurden
dieVorschriftenbezüglichBuch-
führung verschärft – bei den
Unternehmen gab es Hand-
lungsbedarf. «Gesetzesände-
rungen wirken auf die Treu-
handbranchewieWarmluftströ-
me für die Deltasegler. Sie
verhelfen zuAuftrieb, sprich er-
höhendenUmsatz»,heisst es in
der Firmenchronik.

Acht Jahrzehnte später pro-
fitiert die Gewerbe-Treuhand
noch immer vonGesetzesände-
rungen von Kanton und Eidge-
nossenschaft. «Sie bringen
immer einen grossen Bera-
tungs- und Kontrollaufwand»,
bestätigt BrunoKäch, seit 2010
Gesamtleiter der Gewerbe-
Treuhand. Letztes Jahr hat vor
allem die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer für Arbeit gesorgt.
Der Umsatz des in der ganzen
Zentralschweiz tätigen Wirt-
schaftsberatungsunternehmens
wuchs 2023auf dieRekordmar-
ke von 26,3Millionen Franken.

Konsolidierung
inderBranche
Doch die staatlichen Regulie-
rungensindein zweischneidiges

Schwert für die Tochtergesell-
schaft desKMU-undGewerbe-
verbands Kanton Luzern. «Seit
der Finanzkrise 2008 wurden
die Vorschriften nicht nur für
Banken, sondernauch fürTreu-
handunternehmen verschärft.
Das spürenwir», sagtKäch.Eine
Folge davon sei, dass kleinere
Wirtschaftsberater immermehr

Mühehaben,die steigendenAn-
forderungen zu erfüllen. Hinzu
kommt, dass Babyboomer ins
Pensionsalter kommenund ihre
inhabergeführten Treuhandfir-
men verkaufen. Deshalb findet
schon seit Jahren eine Konsoli-
dierung in der Branche statt.

Die Gewerbe-Treuhand ist
in den letzten Jahren organisch,

aber auch durch Zukäufe ge-
wachsen. «Wir achten aber
darauf, nicht mehr als eine Fir-
mapro Jahr zuübernehmen,um
nachhaltig wachsen zu kön-
nen», sagtKäch. 2023 stiess die
Baarer BB Treuhand zur Luzer-
ner Treuhandgruppe. Wie üb-
lich bleibt der Gründer, in die-
sem Fall Bruno Bosshard, an

Bord, um für Kontinuität zu
sorgen.«UnsereBranche ist ein
‹People Business›. Die Kund-
schaft verlässt sich auf das
Know-howder langjährigenAn-
sprechpartner», so Käch. Die
Firmenkultur müsse bei einer
Übernahme übereinstimmen.
«Wirmussten inderVergangen-
heit auch schon Übernahmen
ablehnen, wenn das nicht der
Fall war», sagt der Jurist.

Fokusauf
Weiterbildungen
Mittlerweile ist die Gewerbe-
Treuhand auf knapp 180 Mit-
arbeitende amHauptsitz und in
den siebenNiederlassungenge-
wachsen. Bei dieser Grösse sei
die Förderung derMitarbeiten-
den entscheidend, sagt Käch.
«Wir haben eine hohe Quote
von Weiterbildungen, die be-
rufsbegleitend abgeschlossen
werden.» 15 Weiterbildungser-
folge habeman letztes Jahr ver-
zeichnet, ohne Lehrabschlüsse.
Doch auch bei den Lernenden
scheint Kächs Team einiges
richtigzumachen: «Bislang ha-
ben alle Lernenden den Ab-
schluss geschafft – heuer er-
reichteeineunsererLehrtöchter
den besten KV-Abschluss des
Kantons Luzern.»

Das Engagement für die
junge Generation ist dem
61-Jährigen ohnehin eine Her-
zensangelegenheit. Eine der
bekanntesten Veranstaltungen
der Gewerbe-Treuhand ist der
Zentralschweizer Neuunter-
nehmerpreis. Dieses Jahr wird
der Preis für Jungunternehmen
zumdreissigstenMal vergeben.
Ein weiteres Jubiläum für
die ehemalige «gewerbliche
Buchhaltungsstelle des Kan-
tons Luzern».

Aussichten

Saloppes Rechtsverständnis zu Interessenkonflikten
Ich habe dieDebatte um
DamianMüller und das VR-
Präsidiumder Luks-Gruppe im
Luzerner Kantonsrat verblüfft
verfolgt. VonNeid undEifer-
sucht war die Rede, von einem
intriganten Verhalten gegen-
überMüller – vieles wurde
gesagt – unbelastet vonWissen
über Interessenkonflikte.
Rechtlich bewegteman sich
meist «irgendwo imNirgend-
wo». Es fehlt oftmals an Be-
wusstsein für Interessenkon-
flikte. Umdas festzustellen,
mussman nicht in die Zentral-
schweiz reisen.

Interessenkonflikte sindKons-
tellationen, bei denen eine
Person oder eine Institution
mit unterschiedlichen, einan-
der ausschliessendenVer-
pflichtungen, Zielen, Bindun-
gen sich konfrontiert sieht.
Ein Interessenkonflikt kann
nur dann und nur soweit ent-
stehen, als eine entsprechende
Interessenwahrungspflicht
besteht. Interessenkonflikte
gefährden immer und jederzeit

eine korrekteGeschäftstätig-
keit und die Integrität in Politik
undWirtschaft, und siema-
chenmisstrauisch. Siemüssen
vermiedenwerden. Ganz all-
gemein gilt:Man kann nicht
Diener zweierHerren sein.
Es gibt keinMandatsschlaraf-
fenland.

Interessenkonflikte gefährden
namentlich die Treuepflicht
(Loyalitätspflicht) gegenüber
demUnternehmen oder dem
Auftraggeber. Ein salopper
oder gezielt die Spielregeln
missachtenderUmgangmit
Interessenkonflikten kann eine
schwere Verletzung zivilrecht-
licher Pflichten darstellen und
strafrechtlich relevant sein.
Also ist das sehr wohl eine
rechtliche Frage, was selbst
von Juristen verkannt oder
verdrängt wird, wie der Fall
Müller / Luks zeigt. Es istmir
ein Rätsel, wie jemand ernst-
haft behaupten kann,Müller
hätte ohne ProblemeVR-Prä-
sident der Luks-Gruppe sein
können und gleichzeitig Präsi-

dent eines Verbandes, dessen
Mitglieder Produkte an Spitä-
ler verkaufen. Es geht nicht
darum, dass der Verband nicht
selber verkauft, sondern dass
er kämpft für beste Rahmenbe-
dingungen für die Verkäufer
(Verbandsmitglieder). Das sind
nicht die Interessen der Luks-
Gruppe. Somit ist eine solche
Ämter-Kumulation unter dem
Aspekt der Loyalitätsverpflich-
tungen gegenüber der Luks-
Gruppe inakzeptabel. Das hat
wedermit links oder rechts
nochmit derMitte zu tun,
sondern damit, dassman sich
nicht dümmer stellen sollte
alsman ist, nur umÄmter an
sich zu ziehen (oder sie zu
vergeben).Man korrumpiert
damit nicht nur sich selbst,
sondern das ganze System.

InDeutschlandwurde Ende
April 2024 ein neuer Straftat-
bestand beschlossen, der
Grenzen setzt hinsichtlich der
zulässigen Interessenvertre-
tung für Unternehmen durch
Parlamentarier. Auchwenn

vieles unklar ist, so steht fest,
dass nunmehr in jedemFall
verboten ist, dass sich Parla-
mentarier für Lobbyarbeit
gegenüber (leider nur) Bundes-
ministerien, also nicht der
Bundesländer, vonUnterneh-
men bezahlen lassen. Damit
richtet sich das Augenmerk auf
Honorare für Vorträge etwa
undVergütungen für Verwal-
tungsrats- oderGeschäftsfüh-
rerfunktionen von Parlamenta-
riern. Da sindwir konkret etwa
bei der Frage, was die individu-
elle Eignung undwirkliche
Leistung sein soll und ob die
Bezahlung diesen Parametern
angemessen ist. Spiegelbildlich
betrifft dieser Tatbestand
Unternehmen, die Parlamenta-
riern Zuwendungenmachen,
anbieten oder versprechen.
Anlass dafür bildete insbeson-
dere dieMaskenaffäre (Covid),
bei der das oberste deutsche
Gericht festhaltenmusste, dass
das bezahlte Einwirken von
Parlamentariern auf Entschei-
de betreffendBeschaffung
straffrei sei, selbst wennKon-

takte undBeziehungen aus-
genützt würden, die auf das
Mandat zurückzuführen sind,
und es gar nicht demGemein-
wohl, sondern der persönli-
chen Bereicherung des Abge-
ordneten dient. Diese Straflo-
sigkeit sollte geändert werden.

Vielleicht solltenwir auch in
der Schweiz denGesetzgeber
animieren, da es an diesbezüg-
lichemFingerspitzengefühl
fehlt – auf beiden Seiten. Und
wenn er es noch bessermacht
als derDeutsche, kannman
ja hoffen.

Hinweis
Monika Roth ist Professorin und
selbstständige Rechtsanwältin.

Monika Roth
wirtschaft@luzernerzeitung.ch

Der Gesamtleiter der Gewerbe-Treuhand AG Bruno Käch amHauptsitz in Luzern.
Bild: Manuela Jans-Koch (23. 6. 2022)

69 Mitarbeitende
von Pfizer erhalten
den blauen Brief

Zug Noch in diesemMonat er-
halten69MitarbeitendederZu-
ger Niederlassung von Pfizer
die Kündigung. Das bestätigt
eine Sprecherin des Pharma-
undBiotechkonzerns aufAnfra-
ge dieser Zeitung. Der Stellen-
abbau ist das Ergebnis eines
Konsultationsverfahrens, das
AnfangMai eingeleitet worden
war und nun abgeschlossen
wurde. Damals hatte das US-
amerikanische Unternehmen
bekannt gegeben, dass voraus-
sichtlich bis zu 74 Zuger Mit-
arbeitende entlassen werden
könnten (wir berichteten).

Konsultationsphasen sind
bei solchen Massenentlassun-
gen gesetzlich vorgeschrieben.
Während dieser Periode wird
versucht, die geplanten Entlas-
sungen zu vermeiden oder de-
ren Zahl zuminimieren. In vie-
len Fällen ändert die Konsulta-
tionsphase allerdingswenig bis
nichts an den ursprünglichen
Plänen. Bei Pfizer in Zug konn-
ten nun immerhin fünf der ur-
sprünglich geplanten Kündi-
gungen abgewendet werden.
Die Pfizer-Sprecherin sagt, die
MitarbeiterinnenundMitarbei-
ter hätten sich «engagiert am
Konsultationsverfahren betei-
ligt und verschiedeneVorschlä-
ge eingebracht».

Weitere 23Angestellte
sollen internwechseln
Darüber hinaus könnten inZug
allerdingsweitereEntlassungen
drohen. Bereits im Mai hatte
Pfizer nämlich bekannt gege-
ben, dass weitere 21 Personen
dasAngebot erhaltenhaben, in-
tern eine neue Stelle anzuneh-
men. Wer dieses nicht an-
nimmt, muss die Firma eben-
falls verlassen. Diese Zahl hat
sich nun in der Konsultations-
phase auf 23 erhöht. Nach der
Information im laufenden Mo-
nat habendieBetroffenen zehn
Tage Zeit, «um sich zwischen
internemWechsel oderAustritt
zu entscheiden», wie die Spre-
cherin sagt.

An den ursprünglichen Plä-
nen hat sich damit wenig ge-
ändert: Fast die Hälfte der
Zuger Belegschaft muss gehen
oder intern wechseln. Aktuell
sind bei Pfizer in Zug 191 Per-
sonen angestellt. «Uns fällt
dieser Schritt nicht leicht. Wir
danken allen Mitarbeitenden
für ihrewertvollenBeiträgeund
ihre Leistungen für das Unter-
nehmen», sagt die Pfizer-
Sprecherin.

Abbauwegen
Doppelspurigkeiten
Die Zuger Zweigniederlassung
von Pfizer entstand erst vorwe-
nigenMonaten durch den Kauf
des schon länger in Zug behei-
mateten Krebsspezialisten Sea-
gen. Pfizer hat die Übernahme
für 43 Milliarden Dollar per
Ende 2023 abgeschlossen. An
derZugerDammstrassebefand
sich bislang der europäische
Hauptsitz von Seagen.

Begründet wird der Stellen-
abbau mit der Integration der
beiden Einheiten beziehungs-
weisemit «SynergienundDop-
pelspurigkeitenbei bestimmten
Rollen und Funktionen».
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